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Deutschland vor der Wahl
Deutschland steht vor der Wahl. Bereits seit Monaten
kann man den Wahlkampf mit all seinen Facetten und
Inszenierungen beobachten. Mit Wahlversprechungen
und Absichtserklärungen wirbt die Politik um die
Stimmen der Bürger. Dies ist ein legitimer Teil des
demokratischen Wahlprozesses unserer freiheitlichen
Gesellschaftsordnung. Doch das Bestreben der
Parteien, möglichst viele Zielgruppen anzusprechen,
fordert seinen Tribut. Unbequeme Wahrheiten werden
totgeschwiegen oder mit Allgemeinplätzen belegt.
Hehre Ziele lassen sich relativ leicht formulieren,
solange man keine konkreten Umsetzungsvorschläge
nachreichen muß.

Politiker überschatten Inhalte
Allzu oft drängt die wahltaktische Konzentration auf
die Politiker als Personen politische Konzepte in den
Hintergrund. Auf diese Weise will man Wahlen gewin-
nen, die ökonomischen und gesellschaftlichen Proble-
me unseres Landes werden so jedoch nicht gelöst.
Die Wahl zwischen einer guten und einer schlechten
Politik erfordert mehr als eine Entscheidung zwischen
freundlich lächelnden, entschlossen dreinblickenden
oder Sport treibenden Kandidaten. Letztlich muß es
um Inhalte und Konzepte gehen. Das ist auch den
Wählern bekannt. 

Zunehmender Reformbedarf für hausgemachte
Probleme
Immer größere Teile der Bevölkerung spüren instinktiv,
daß sich vieles grundlegend ändern muß, daß
Besitzstände aufgegeben werden müssen, um unsere
Wirtschaftsordnung zu revitalisieren und funktionsfähig
zu erhalten. Das gegenwärtige negative weltwirtschaft-
liche Umfeld mag die ökonomischen Probleme ver-
schärfen. Die eigentliche Ursache für die anhaltend
unbefriedigende ökonomische Entwicklung müssen wir
aber im eigenen Lande suchen. Sie liegt tief in einem
langjährigen Versagen der Politik begründet.

Nicht nur die gegenwärtige Bundesregierung hat es
versäumt, notwendige Weichenstellungen rechtzeitig
vorzunehmen. Der Status quo ist das Ergebnis einer
langandauernden und parteiübergreifenden Mißach-
tung grundlegender ökonomischer Prinzipien durch
die Politik. Viel zu selten ist die zunächst häufig bitte-
re, dann aber um so heilsamere Medizin ordnungspo-

litischer Reformen zum Einsatz gekommen. Statt des-
sen wurden allzu oft gute Ideen und Konzepte im
Gezerre der Interessengruppen so stark verwässert,
daß sie letztlich kaum noch eine Wirkung zeigten.
Statt strukturelle Reformen anzugehen, wurde das
Geld der Bürger immer neu umverteilt. Der jahrzehn-
telange Kampf um die Verteilung der Kuchen-
stücke hat verhindert, daß ein größerer Kuchen ent-
stehen kann. Da so die Probleme nicht gelöst werden,
haben sie sich immer weiter aufgebaut.

Kurzatmige Politik statt Langfristausrichtung
Der überwiegende Teil der gebotenen Reformen kann
und wird nur langfristig wirken. Sie erfordern mehr Zeit,
als in einer Legislaturperiode zur Verfügung steht, und
überschreiten damit den natürlichen Zeithorizont von
Politikern. Deren geringes Interesse an grundlegenden
Reformen ist daher wenig verwunderlich. Dies macht
die Umsetzung von Reformen um so schwieriger. Doch
ohne eine Langfristausrichtung der Politik ist eine
Entfesselung des ökonomischen Potentials unserer
Gesellschaft nicht zu erreichen. Die verpaßten
Chancen vergangener Dekaden lassen sich nicht in
einer Legislaturperiode zurückholen. 

Erforderliche Schritte: Maßnahmenkataloge 
der Stiftung Marktwirtschaft
Die Stiftung Marktwirtschaft hat in insgesamt drei ele-
mentaren Bereichen Maßnahmenkataloge entwickelt,
die darauf abzielen, den Reformstau in Deutschland
zu lösen und unsere Wirtschaft wieder wettbe-
werbsfähig zu machen. Diese Maßnahmenkataloge
sind als Bewertungsmaßstab für die zukünftige Poli-
tik in Deutschland gedacht. Sie betonen ökonomische
Prinzipien und verschließen die Augen nicht vor dem
Unvermeidlichen. Der vorliegende erste Katalog wid-
met sich der sozialen Ordnung. 

Grundlegende Reformen sind unabdingbar
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Politische Ursachen – und ihre Folgen
Die politisch relevanten Ursachen für diese
Beschäftigungsmisere sind in ihren Details zwar viel-
fältig, lassen sich aber auf drei Kernprobleme reduzie-
ren: Die staatliche Überregulierung des Arbeitsmark-
tes, den staatlichen Schutz des Tarifkartells sowie
einen ineffizienten und überdimensionierten Sozial-
staat. Angesichts des sich dynamisch wandelnden
Weltmarktes sind rasche und flexible Anpassungen an
die strukturellen Herausforderungen dringend erfor-
derlich. Dies kann der reguläre deutsche Arbeitsmarkt
nicht leisten. Flexibel ist allein der Arbeitsmarkt der
Schattenwirtschaft.

Überregulierter Arbeitsmarkt
Gutgemeinte, sozialpolitisch motivierte Eingriffe in den
Marktprozeß erweisen sich häufig als kontraproduktiv,
da sie elementare ökonomische Gesetze außer acht
lassen. Es hat sich in der Politik offenbar noch nicht
ausreichend herumgesprochen, daß regulierende
Eingriffe in den Arbeitsmarkt zu teilweise erheblichen
Kostenbelastungen für die Unternehmen führen. Die
damit verbundenen zusätzlichen Rechte für
Arbeitnehmer, wie z.B. Kündigungsschutz, gesetzli-
cher Teilzeitanspruch oder die Beschränkungen bei
befristeten Arbeitsverhältnissen, werden teuer erkauft,
wenn Unternehmen als Folge kapitalintensiver produ-
zieren, hohe Überstunden in Kauf nehmen oder gar
ins Ausland ausweichen. Jeder zusätzliche staatliche
Eingriff, der den Unternehmen Kosten verursacht, ver-
nichtet Arbeitsplätze. Auch den Arbeitslosen, deren

Entwicklung der Schattenwirtschaft in Deutschland in % des BIP
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Der Maßnahmenkatalog zur sozialen Ordnung
benennt zentrale Anforderungen, um das Erfolgsmo-
dell der sozialen Marktwirtschaft als Quelle unseres
Wohlstandes in Zukunft wieder funktionsfähig zu
machen. Geboten sind grundlegende Reformen in
drei zentralen Bereichen: Arbeitsmarkt und damit
zusammenhängende sozialstaatliche Regelungen,
Gesundheitswesen und Alterssicherung. 

Die Probleme auf dem Arbeitsmarkt

Die Ausgangssituation
Der deutsche Arbeitsmarkt ist in einem desolaten
Zustand. Über vier Millionen Menschen waren im Juli
2002 offiziell arbeitslos. Davon sind rund ein Drittel
Langzeitarbeitslose, die seit über 12 Monaten eine
Beschäftigung suchen. Hinzu kommen bis zu 2 Millio-
nen verdeckte Arbeitslose, die durch arbeitsmarkt-
politische Maßnahmen auf dem zweiten Arbeitsmarkt
künstlich beschäftigt werden, aufgrund von Vorruhe-
standsregelungen aus der Statistik herausfallen oder
Teil der sonstigen stillen Reserve sind. Neben fast 
3,5 Millionen Empfängern von Arbeitslosengeld und
Arbeitslosenhilfe gibt es rund 2,7 Millionen Sozialhilfe-
empfänger, die - teilweise ergänzend - laufende Hilfe
zum Lebensunterhalt erhalten. Von Rezession zu
Rezession erreicht die Zahl der Arbeitslosen ein
immer höheres Niveau, ohne daß in den konjunkturel-
len Erholungen ein entsprechender Abbau der
Arbeitslosigkeit erfolgen würde. Eine Umkehr dieses
langfristigen Trends ist für Deutschland nicht erkenn-
bar. Dabei zeigt der internationale Vergleich mit ande-
ren Industrieländern, daß die hohe Arbeitslosigkeit
keineswegs ein unabwendbares Schicksal darstellt,
sondern zu großen Teilen hausgemacht ist. 

Arbeitslosenquoten im internationalen Vergleich,
Stand Mai 2002

Saisonbereinigte Zahlen gemäß Kriterien der ILO. Quelle: Eurostat.

Deutschland im Reformstau
Maßnahmenkatalog I: Soziale Ordnung
Arbeitsmarkt

3

Arbeitsmarkt Gesundheitswesen Alterssicherung

Maßnahmenkatalog I: Soziale Ordnung

Niederlande 2,8% Japan 5,4%
Österreich 4,1% USA 5,9%
Dänemark 4,2% Belgien 6,8%
Irland 4,4% EU 15 7,6%
Portugal 4,4% Deutschland 8,2%
Schweden 5,0% Frankreich 9,1%



Beschäftigungschancen weiter sinken, wird so gerade
nicht geholfen. 

Staatlicher Schutz des Tarifkartells
Der überwiegende Anteil der Arbeitslosigkeit in
Deutschland ist struktureller Natur. Neben zu hohen
und inflexiblen Reallöhnen liegt ihre Ursache vor
allem in einer ungenügend differenzierten Lohnstruk-
tur mit einer zu geringen Lohnspreizung in sektoraler,
regionaler und qualifikatorischer Hinsicht. Indem der
Staat das aus Arbeitgeberverbänden und Gewerk-
schaften bestehende Tarifkartell auf dem deutschen
Arbeitsmarkt durch mannigfaltige gesetzliche Rege-
lungen absichert - Stichwort Tarifvertragsgesetz -,
trägt er eine beträchtliche Mitschuld an diesem
Zustand. Der hohe Zentralisierungsgrad der Tarifver-
handlungen verhindert häufig eine differenzierte, an
die ökonomischen Bedürfnisse einzelner Unterneh-
men angepaßte Lohnpolitik. Wer so den Wettbewerb
ausschaltet, darf sich nicht wundern, wenn sich der
ökonomische Anpassungsdruck andere Ventile sucht.
In diesem Sinn sind die Arbeitslosenzahlen von heute
nicht anders zu bewerten als die Schlangen vor den
Geschäften in der ehemaligen DDR. Die staatlichen
"Reparaturversuche" in Form einer aktiven Beschäf-
tigungspolitik mit Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen,
Vorruhestandsregelungen und anderem verschärfen
das Problem mehr, als es zu lösen. Denn nicht nur
verteuern sie über höhere Steuern und Sozialabga-
ben den Faktor Arbeit im Vergleich zum Faktor
Kapital, sondern sie verringern außerdem auch den
Anpassungsdruck auf die Tarifpartner, sich so zu ver-
halten, daß die Arbeitslosigkeit abgebaut wird.

Ineffizienz und Überdimensionierung des Sozialstaats
Die Lohnnebenkosten sind substantiell zu hoch und
wirken daher beschäftigungsfeindlich. Die gegenwärti-
ge Ausgestaltung der Arbeitslosenhilfe und der
Sozialhilfe trägt ebenfalls erheblich zu den Problemen
auf dem Arbeitsmarkt bei. Das Lohnabstandsgebot -
d.h. eine ausreichende Differenz zwischen dem
Nettoarbeitseinkommen und dem Sozialhilfeanspruch
- wird verletzt, und die Transferentzugsrate - d.h. der
Anteil des hinzuverdienten Erwerbseinkommens, um
den der Sozialhilfeanspruch gekürzt wird - ist prohibi-
tiv hoch. Beides führt dazu, daß sich die Aufnahme
einer regulären Beschäftigung für viele Arbeitslose
nicht lohnt. Diese sind in einer "Armutsfalle" gefangen.
Dabei zeigt die boomende Schattenwirtschaft, daß
genügend Arbeitsplätze vorhanden wären. 

Drängender Reformbedarf
Die Lösung der Probleme liegt auf der Hand.

Erforderlich ist eine grundlegende Flexibilisierung des
deutschen Arbeitrechts, die umfassende Herstellung
von Wettbewerb auf dem Arbeitsmarkt, damit - trotz
Strukturwandel - neue Arbeitsplätze entstehen kön-
nen. Dies erfordert zunächst Opfer, nicht zuletzt auch
von den Beschäftigten, die sich bisher auf Kosten der
Arbeitslosen besser stellen konnten. Indessen handelt
es sich nicht um ein Nullsummenspiel. Vielmehr läßt
sich durch mutige ordnungspolitische Reformen der
Wohlstand der gesamten Gesellschaft erhöhen.

Die drängendsten Probleme und ihre Lösungen

• Überregulierung und Intransparenz des
Arbeitsrechts

Gegenwärtige Regelung: Das deutsche Arbeitsrecht
ist durch eine auch von Fachleuten kaum mehr zu
durchschauende Regelungsfülle gekennzeichnet. Von
Legislaturperiode zu Legislaturperiode erhöht sich die
Komplexität. Beispiele sind die jüngste Novellierung
des Betriebsverfassungsgesetzes und die Regelun-
gen zur Scheinselbständigkeit. Interpretationsspiel-
räume aufgrund einer häufig widersprüchlichen und
nicht zu prognostizierenden Rechtsprechung tragen
zusätzlich zu einer weitverbreiteten Rechtsunsicher-
heit bei. 

Ökonomisches Problem: Die Überregulierung ist für
die Unternehmen mit gravierenden Kosten verbun-
den. Die fehlende Rechtssicherheit beeinträchtigt die
Unternehmen in ihrer Planungssicherheit und treibt
dadurch die Kosten weiter in die Höhe. Die Bereit-
schaft, unternehmerische Risiken einzugehen, wird
angesichts der arbeitsrechtlichen Restriktionen und
Unwägbarkeiten substantiell beeinträchtigt. Dies ver-
hindert die Schaffung neuer Arbeitsplätze.

Lösung: Das deutsche Arbeitsrecht bedarf einer dra-
stischen Vereinfachung. Nur mit einfachen und klaren
Regeln läßt sich die lähmende Rechtsunsicherheit
beseitigen und wirtschaftliche Dynamik wiedergewin-
nen. 

• Aktive Arbeitsmarktpolitik

Gegenwärtige Regelung: Die Bundesanstalt für Ar-
beit gibt jährlich über 15 Milliarden Euro für Ermes-
sensleistungen der aktiven Arbeitsmarktpolitik aus.
Zusammen mit den Pflichtleistungen kostet die aktive
Arbeitsmarktpolitik sogar rund 22 Mrd. Euro, die im
wesentlichen durch die Versicherungsbeiträge der
Arbeitnehmer und Arbeitgeber finanziert werden müs-
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sen. Schwerpunkte sind berufliche Weiterbildungs-
maßnahmen, Arbeitsbeschaffungs- und Strukturan-
passungsmaßnahmen, Eingliederungszuschüsse,
Überbrückungsgeld, Vorruhestandsregelungen sowie
das Sofortprogramm zum Abbau der Jugendarbeits-
losigkeit. 

Ökonomisches Problem: Die aktive Arbeitsmarktpoli-
tik kann die in sie gesetzten Ziele nicht erfüllen. Sie
verbessert die Beschäftigungschancen im ersten
Arbeitsmarkt nicht. Internationale Studien bestätigen
das. Problematisch ist darüber hinaus die Tatsache,
daß die Teilnahme an einigen Maßnahmen zu einem
erneuten Anspruch auf Arbeitslosengeld führt.
Anreize, eine Beschäftigung im ersten Arbeitsmarkt
aufzunehmen, werden so gerade nicht gefördert. Im
wesentlichen geht von der aktiven Arbeitsmarktpolitik
nur ein kosmetischer Effekt auf die Arbeitslosensta-
tistik aus, der über eine beschäftigungsfeindliche
Erhöhung der Lohnnebenkosten und höhere Lohnfor-
derungen der Gewerkschaften teuer erkauft wird.

Lösung: Die Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarkt-
politik müssen drastisch verringert werden. Statt die
Gelder der Arbeitslosenversicherung zu verschwen-
den, sind strukturelle Reformen auf dem deutschen
Arbeitsmarkt erforderlich. 

• Verbot betrieblicher Lohnvereinbarungen
und Günstigkeitsprinzip

Gegenwärtige Regelung: Vereinbarungen auf betrieb-
licher Ebene über Arbeitsentgelte sind gemäß § 77
Abs. 3 BetrVG als Gegenstand von Betriebsverein-
barungen grundsätzlich unzulässig. Abweichungen
vom Tarifvertrag sind gemäß § 4 Abs. 3 TVG verboten,
wenn sie den Arbeitnehmer schlechter stellen; auch
eine Vereinbarung, die dem Arbeitnehmer mittels
eines Lohnverzichts den Arbeitsplatz erhält, gilt dabei
als für den Arbeitnehmer nachteilig. Ausnahmen sind
in beiden Fällen nur möglich, wenn sie der Tarifvertrag
ausdrücklich zuläßt. 

Ökonomisches Problem: Die gegenwärtige Rechts-
lage ist beschäftigungsfeindlich. Sie verhindert, daß
sich Unternehmen gemeinsam mit ihren Beschäftigten
dem strukturellen Wandel oder einer konjunkturellen
Notsituation stellen können und sich an die unterneh-
mensspezifischen Rahmenbedingungen anpassen.
Mangels ausreichender Flexibilität auf betrieblicher
Ebene verschärft die derzeitige Rechtslage den
Zwang zum Abbau von Arbeitsplätzen, statt ihn zu ver-
ringern. 

Lösung: Geboten sind Öffnungsklauseln, die den
Erhalt von Arbeitsplätzen durch Lohnverzicht über
betriebliche Vereinbarungen ermöglichen.

• Allgemeinverbindlichkeit

Gegenwärtige Regelung: Der Bundesarbeitsminister
kann einen Tarifvertrag für allgemeinverbindlich erklä-
ren und dadurch auch Unternehmen, die nicht tarifge-
bunden sind, unter den fraglichen Tarifvertrag zwin-
gen.

Ökonomisches Problem: Die gegenwärtige Regelung
verstärkt den hohen Zentralisierungsgrad der Flä-
chentarifverträge. Individuelle betriebliche Regelun-
gen, die häufig auch im Interesse der Beschäftigten
liegen, können somit staatlich ausgehebelt werden.
Soweit Löhne für allgemeinverbindlich erklärt wer-
den, erfolgt in der fraglichen Branche die Anpassung
an die Marktsituation nicht über geringere Entgelte,
sondern über Konkurse von ganzen Unternehmen.

Lösung: Die Möglichkeit der Allgemeinverbindlich-
erklärung ist abzuschaffen.

• Kündigungsschutz

Gegenwärtige Regelung: Das Kündigungsschutz-
gesetz bestimmt, daß ab einer Betriebsgröße von
mehr als fünf Beschäftigten die Kündigung von
Arbeitnehmern nur unter engen Voraussetzungen
möglich ist. Die Auswahl der zu entlassenden Arbeit-
nehmer hat außerdem unter sozialen Gesichtspunk-
ten - Alter, Familienstand u.a. - zu erfolgen.

Ökonomisches Problem: Der gegenwärtige Kündi-
gungsschutz verhindert die Schaffung neuer
Arbeitsplätze und benachteiligt so vor allem die
Arbeitslosen. Denn Unternehmen sind auch in wirt-
schaftlich guten Zeiten bei der Neueinstellung zu-
rückhaltend, wenn sie neue Arbeitkräfte nicht oder nur
mit hohen Kosten wieder entlassen können, falls dies
zu einem späteren Zeitpunkt erforderlich sein sollte.
Beleg ist nicht zuletzt die hohe Zahl an Überstunden.
Gerade kleine Unternehmen verlieren durch die
gesetzlichen Vorschriften einen Teil ihrer dringend
benötigten unternehmerischen Flexibilität und Hand-
lungsfreiheit. Gleichzeitig wird so die Verhandlungs-
macht der Gewerkschaften erhöht, denn die höheren
Entlassungskosten stärken die Macht der Arbeits-
platzbesitzer. Dies führt über inflexible Reallöhne und
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eine wenig differenzierte Lohnstruktur zu erhöhter
Arbeitslosigkeit. 

Lösung: Der rigide Kündigungsschutz ist substantiell
zu lockern. Insbesondere muß eine Kündigung vor-
rangig nach Betriebserfordernissen statt nach sozia-
len Aspekten möglich sein. Außerdem sind auch
Betriebe, die erheblich mehr als fünf Arbeitnehmer
beschäftigen, vollständig vom Kündigungsschutz aus-
zunehmen. 

• Befristung von Arbeitsverhältnissen 

Gegenwärtige Regelung: Ohne Vorliegen eines sach-
lichen Grundes ist die kalendermäßige Befristung
eines Arbeitsvertrages grundsätzlich nur bei einer
Neueinstellung bis zu einer Dauer von maximal zwei
Jahren möglich. Kürzer befristete Verträge können
höchstens dreimal bis zu einer Gesamtdauer von zwei
Jahren verlängert werden. Der Arbeitnehmer darf
noch nie - auch nicht vor 30 Jahren als Werksstudent
- beim Arbeitgeber oder dessen Rechtsvorgänger
beschäftigt gewesen sein.

Ökonomisches Problem: Die gegenwärtige Regelung
verhindert, daß befristete Arbeitsverhältnisse in aus-
reichendem Maße einen Beitrag zur Flexibilität und
Anpassungsfähigkeit unserer Volkswirtschaft leisten
und konsequent zum Abbau der Arbeitslosigkeit bei-
tragen. Außerdem wird verhindert, daß das während
der Beschäftigung erworbene Humankapital effizient
weitergenutzt werden kann. Das Verbot der befriste-
ten Wiederbeschäftigung früherer Arbeitnehmer führt
für den Arbeitgeber zu einer beträchtlichen Rechtsun-
sicherheit.

Lösung: Die Möglichkeiten zur Befristung von
Arbeitsverträgen sind substantiell auszuweiten. 

• Arbeitnehmerüberlassung

Gegenwärtige Regelung: Zum 1. Januar 2002 wurde
die maximale Verleihdauer für Leiharbeitnehmer von
12 auf 24 Monate erhöht. Bei einer mehr als 12
Monate dauernden Überlassung müssen dem Leih-
arbeitnehmer das im Betrieb des Entleihers übliche
Arbeitsentgelt und alle anderen Arbeitsbedingungen
gewährt werden. Eine wiederholte Befristung des
Arbeitsvertrags zwischen Verleiher und Arbeitnehmer,
die sich nach der Verleihdauer des Einsatzes richtet,
ist nicht möglich (Synchronisationsverbot). 

Ökonomisches Problem: Trotz erster Schritte hin zu
einer größeren Flexibilität sind die Regelungen weiter-
hin zu rigide. Dadurch verhindern sie eine stärkere
Ausweitung der Zeitarbeit. Gerade für Arbeitslose aus
Problemgruppen ist Zeitarbeit ein wichtiger Schritt aus
der Arbeitslosigkeit, weil dadurch ihr Humankapital
erhalten bzw. wieder aufgebaut wird. Die positiven
Wirkungen durch die Verlängerung der möglichen
Verleihdauer von 12 auf 24 Monate werden dadurch
konterkariert, daß im zweiten Entleihungsjahr das
betriebsübliche Entgelt zu zahlen ist. Das Synchroni-
sationsverbot nimmt den Verleihern die notwendige
Flexibilität, so daß bestehende Verträge, die zur Ver-
längerung anstehen, häufig nicht verlängert werden.
Der Beschäftigte wird (erneut) arbeitslos.

Lösung: Die Regelungen für die Überlassung von
Arbeitnehmern sind zu flexibilisieren. Das Gebot 
identischer Entlohnung und Arbeitsbedingungen nach
12 Monaten sowie das Synchronisationsverbot sind
abzuschaffen.

• Leistungen der Arbeitslosenversicherung

Gegenwärtige Regelung: In Abhängigkeit vom Alter
und der Dauer der Versicherung beträgt die
Anspruchsdauer auf Arbeitslosengeld zwischen 6 und
32 Monaten. Die Höhe der Leistungen richtet sich
nach dem letzten Nettoentgelt. 

Ökonomisches Problem: Empirische Untersuchungen
bestätigen, daß neben der Höhe vor allem die
Bezugsdauer der Arbeitslosenunterstützung für die
Länge der Arbeitslosigkeit von Bedeutung ist. Unter
diesem Aspekt ist die derzeitige Ausgestaltung des
Arbeitslosengeldes problematisch. Gerade ältere
Arbeitnehmer erhalten keinen Anreiz, sich von Beginn
ihrer Arbeitslosigkeit an intensiv um eine neue
Anstellung zu bemühen. Dem mit längerer Arbeits-
losigkeit verbundenen Verlust an berufsspezifischem
Humankapital wird so Vorschub geleistet, wodurch
sich die Beschäftigungschancen weiter verschlech-
tern. Daneben führt die gegenwärtige Ausgestaltung
des Arbeitslosengeldes dazu, daß insbesondere
Arbeitnehmer, die wenige Jahre vor der Rente stehen,
arbeitslos werden. Allzu häufig wird die lange
Anspruchsberechtigung - verbunden mit erleichterten
Voraussetzungen für die Inanspruchnahme von Ar-
beitslosengeld - als gleitender Übergang in die Rente
gesehen. Die damit verbundenen hohen Kosten wer-
den auf die Gemeinschaft der Beitragszahler ab-
gewälzt. Diese Vorgehensweise widerspricht auch
dem dringenden Erfordernis einer längeren Lebens-
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arbeitszeit, um das umlagenfinanzierte Rentenver-
sicherungssystem vor dem finanziellen Kollaps zu
bewahren. 

Lösung: Die maximale Bezugsdauer des Arbeitslosen-
geldes ist deutlich zu verkürzen. Gleichzeitig ist das
Arbeitslosengeld degressiv auszugestalten, um die
Suchaktivitäten der Arbeitslosen von Beginn an zu
erhöhen. Statt die - ohne Zweifel häufig bestehenden
- Schwierigkeiten älterer Arbeitsloser, eine neue
Beschäftigung zu finden, monetär zu alimentieren,
muß ihre Vermittelbarkeit durch eine erweiterte
Abdingbarkeit von Kündigungsschutzregeln sowie
durch erweiterte Möglichkeiten für befristete Arbeits-
verhältnisse verbessert werden. 

• Besondere Voraussetzungen für
Arbeitslosengeld

Gegenwärtige Regelung: Auch derjenige Arbeitneh-
mer, der von sich aus ein Beschäftigungsverhältnis
kündigt, hat nach einer Sperrfrist vollen Anspruch auf
Arbeitslosengeld. Der Arbeitslose hat sich am ersten
Tag seiner Beschäftigungslosigkeit zu melden. Er muß
eine ihm angebotene Beschäftigung nicht annehmen,
wenn sie unzumutbar ist. Dies ist etwa der Fall, wenn
das erzielbare Arbeitsentgelt netto unter dem
Arbeitslosengeld liegen würde oder der Betroffene
Pendelzeiten von mehr als zweieinhalb Stunden am
Tag zu ertragen hätte. Die Zumutbarkeit ist vom
Arbeitsamt nachzuweisen.

Ökonomisches Problem: Die Voraussetzungen für
den Anspruch auf Arbeitslosengeld sind nicht anreiz-
kompatibel, weil sie die Betroffenen nicht in ausrei-
chendem Maße veranlassen, so rasch wie möglich
eine neue Beschäftigung zu suchen bzw. anzuneh-
men. Sie belasten die Arbeitslosenversicherung
dadurch über Gebühr.

Lösung: Die Anforderungen an den Bezug von
Arbeitslosengeld sind zu verschärfen. Jemand, der
sein Arbeitsverhältnis kündigt, ohne vorher einen
neuen Vertrag abgeschlossen zu haben, hat dies
selbst zu verantworten und darf der Allgemeinheit
nicht zur Last fallen. Die Meldung der Arbeitslosigkeit
hat unverzüglich nach der Kündigung zu erfolgen und
nicht erst am ersten Tag der Arbeitslosigkeit. Wichtige
Zeit für die Suche einer neuen Beschäftigung wird
sonst nutzlos vertan. Die Möglichkeiten, einen ange-
botenen Arbeitsplatz als unzumutbar abzulehnen, sind
sehr viel enger zu fassen. Außerdem ist zu verlangen,

daß der Arbeitssuchende den Nachweis der
Unzumutbarkeit erbringt.

• "Armutsfalle" in der Sozialhilfe und
Arbeitslosenhilfe

Gegenwärtige Regelung: Die Sozialhilfe ist durch eine
Verletzung des Lohnabstandsniveaus und durch eine
hohe Transferentzugsrate - zwischen 85% und 100%
- gekennzeichnet. Ähnliches gilt für die Arbeitslosen-
hilfe.

Ökonomisches Problem: Es bestehen kaum Anreize,
sich aktiv um eine neue Beschäftigung zu bemühen.
Aufgrund des geringen - und mit steigender Familien-
größe abnehmenden - Abstands zwischen der staat-
lichen Transferleistung und dem potentiell zu erzielen-
den Einkommen ist es insbesondere für geringqualifi-
zierte Arbeitslose oft vorteilhaft, in der Sozialhilfe bzw.
Arbeitslosenhilfe zu verharren. Auch Nebentätigkeiten
lohnen sich kaum, da der überwiegende Teil auf die
Transferleistungen angerechnet wird. Der schrittweise
Übergang in eine reguläre Beschäftigung wird unat-
traktiv. 

Lösung: Um die Arbeitsanreize für Sozialhilfe- und
Arbeitslosenhilfeempfänger zu steigern, muß stärker
zwischen arbeitsfähigen und sonstigen Hilfeempfän-
gern unterschieden werden. Für erstere ist das
Lohnabstandsniveau zu erhöhen und der Transferbe-
zug enger als bisher an Gegenleistungen in Form
einer Beschäftigungsaufnahme zu koppeln. Um die
Armutsfalle zu verringern und auch Teilzeitbeschäfti-
gungen attraktiver zu machen, ist die Transferent-
zugsrate zeitlich befristet deutlich abzusenken. 

• Doppelte Bürokratie durch Arbeitslosenhilfe
und Sozialhilfe

Gegenwärtige Regelung: Derzeit existieren zwei steu-
erfinanzierte Transfersysteme nebeneinander, die
sehr ähnliche Aufgaben erfüllen: zum einen die kom-
munal finanzierte Sozialhilfe, zum anderen die vom
Bund finanzierte Arbeitslosenhilfe. 

Ökonomisches Problem: Die parallele Existenz zweier
steuerfinanzierter Grundsicherungssysteme führt zu
einer ineffizienten und unnötig aufgeblähten Doppel-
bürokratie. Ein sachlicher Grund, weshalb sich die
Anspruchsvoraussetzungen und finanziellen Transfer-
leistungen der Bezieher von Arbeitslosenhilfe von
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denen der Sozialhilfeempfänger unterscheiden soll-
ten, besteht nicht. 

Lösung: Die Arbeitslosenhilfe ist mit der Sozialhilfe auf
kommunaler Ebene zusammenzulegen. Die dadurch
entstehenden Mehrbelastungen der Kommunen als
Träger der Sozialhilfe sind durch eine Umschichtung
der Steueranteile des Bundes und der Gemeinden
gegenzufinanzieren. 

• Arbeitsvermittlung

Gegenwärtige Regelung: Die Vermittlung von Arbeits-
losen gehört zu den Hauptaufgaben der Bundes-
anstalt für Arbeit. Einen Großteil der Vermittlungslei-
stungen bei Sozialhilfeempfängern erbringen dane-
ben die Kommunen. 

Ökonomisches Problem: Die derzeitigen Vermittlungs-
erfolge der Bundesanstalt für Arbeit sind nieder-
schmetternd. Die extrem hohe Zahl von Arbeitslosen
pro Vermittler macht eine zielführende Betreuung der
Arbeitssuchenden unmöglich. Statt die dringend not-
wendigen Vermittlungsaktivitäten zu erbringen, ist der
überwiegende Teil der bei der Bundesanstalt für Arbeit
Beschäftigten mit bürokratischen Verwaltungsauf-
gaben betraut. Neben diesen bürokratischen Unzu-
länglichkeiten beruhen die schlechten Vermittlungs-
ergebnisse auch auf einer fehlenden Bündelung der
Zuständigkeiten zwischen der Bundesanstalt für
Arbeit und den Kommunen. Das Hauptziel der
Gemeinden besteht in der - teilweise subventionierten
- Vermittlung von Sozialhilfeempfängern in versiche-
rungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse mit einer
Mindestdauer von einem Jahr, weil dadurch die
Transferempfänger von der Sozialhilfe in die Arbeitslo-
senversicherung verschoben werden können, was die
Gemeinden von den finanziellen Lasten der Sozial-
hilfe befreit. Umgekehrt haben die Arbeitsämter kein
wirkliches Interesse, Sozialhilfeempfänger zu vermit-
teln, da deren finanzielle Lasten bei den Kommunen
liegen. Gesamtwirtschaftlich sind den staatlichen Insti-
tutionen falsche Anreize gesetzt. Zudem bestehen pa-
rallele Bürokratieapparate mit entsprechenden Mehr-
kosten. 

Lösung: Die staatlichen Vermittlungsaktivitäten sind in
einer Hand zusammenzufassen. Zusätzlich ist die
Vermittlungseffizienz durch den verstärkten Einsatz
von privaten Vermittlern zu steigern. Hierzu bietet bei-
spielsweise der Einsatz von - sinnvoll konzipierten -
Gutscheinlösungen einen geeigneten Anknüpfungs-
punkt.

Die Probleme im Gesundheitswesen

Die Ausgangssituation
Das deutsche Gesundheitssystem ist in seiner gegen-
wärtigen Form langfristig nicht überlebensfähig. Per-
manente Ausgabensteigerungen und Ressourcenver-
schwendungen bedrohen seine Existenz. Die zuneh-
mende Alterung der Bevölkerung wird die Probleme in
der Zukunft noch erheblich verschärfen. Bereits in den
vergangenen Jahren sind die Ausgaben der gesetz-
lichen Krankenversicherung deutlich stärker als die
Bruttoarbeitseinkommen gestiegen. Der Beitragssatz
zur gesetzlichen Krankenversicherung droht die 
14-%-Marke nachhaltig zu überschreiten. Die Qualität
der medizinischen Versorgung nimmt dagegen stän-
dig ab. Besonders problematisch sind auch die häufig
nicht bezweckten Verteilungswirkungen des gegen-
wärtigen Zusammenspiels von ausschließlich lohnbe-
zogenen Beiträgen, Versicherungspflicht- und Bei-
tragsbemessungsgrenze sowie kostenloser Mitversi-
cherung von Familienangehörigen.

Gute Absichten verhindern effiziente Lösungen
Die ökonomischen Hauptprobleme für den immer
bedrohlicher werdenden Zustand des deutschen
Gesundheitswesen sind einfach zu diagnostizieren,
politisch aber um so schwerer zu lösen. Die Wurzeln
liegen in einer nahezu völligen Mißachtung der
menschlichen Anreizstrukturen und im mangelnden
Wettbewerb zwischen den wichtigsten Akteuren. Die
fast schon manische Vorstellung vieler Politiker, ein
mit monetären Anreizen versehenes und dem Wett-
bewerb unterliegendes Gesundheitssystem sei
zwangsläufig sozial ungerecht, macht sie blind für die
eigentliche Herausforderung: das System so zu refor-
mieren, daß knappe Ressourcen effizient und ohne
Verschwendung genutzt werden.

Institutionelle Fehlanreize, soweit das Auge reicht
Wenn Patienten nicht zwischen Verträgen mit unter-
schiedlichem Versicherungsschutz und entsprechend
differenzierten Prämien wählen, also über ihren
Versicherungsbeitrag nicht mitbestimmen können, ja
wenn sie aufgrund des Sachleistungsprinzips nicht
einmal die Kosten eines Arztbesuchs kennen, dann ist
es für sie rational, möglichst viele Leistungen für ihren
Versicherungsbeitrag in Anspruch zu nehmen, selbst
dann, wenn der persönliche Nutzen in keinem ver-
nünftigen Verhältnis mehr zu den tatsächlichen
Kosten steht. Eigenverantwortung kann so nicht ent-
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stehen. Dem finanziellen Interesse der Ärzte kommt
die Entmündigung der Versicherten naturgemäß ent-
gegen; auch von ihnen ist daher kein kostensparen-
des Verhalten zu erwarten. Auch die gesetzlichen
Krankenkassen fallen aufgrund entgegenstehender
Regulierungen als Kontrollinstanz weitgehend aus.
Nur der Wettbewerb zwischen ihnen könnte sie zu
Kostenbewußtsein veranlassen. Indessen stehen den
Kassen außer der Höhe des Beitragssatzes praktisch
keine wettbewerbsrelevanten Parameter zur
Verfügung. Und der gegenwärtige Risikostrukturaus-
gleich verhindert den Wettbewerb zwischen den
Kassen mehr, als daß er ihn gewährleistet. Wenn aber
niemand sich - zumindest implizit - von gesellschafts-
relevanten Kosten-Nutzen-Überlegungen leiten läßt,
dann ist Verschwendung vorprogrammiert. 

Drängender Reformbedarf
Das unentwegte Drehen an einzelnen Stellschrauben
- häufig ein Eingriff hier, um die nicht bedachten Kon-
sequenzen eines früheren Eingriffs dort auszuglei-
chen - kann keine tragfähigen Lösungen hervorbrin-
gen. Langfristig kann nur eine grundlegende Neuge-
staltung des Gesundheitswesens mit mehr Wettbe-
werb und marktorientierten Beziehungen eine bezahl-
bare und qualitativ hochwertige Gesundheitsversor-
gung sicherstellen. 

Die drängendsten Probleme und ihre
Lösungen

• Umlageverfahren in der gesetzlichen 
Krankenversicherung

Gegenwärtige Regelung: Die gesetzlichen Kranken-
kassen finanzieren die Gesundheitsleistungen einer
Periode ausschließlich über die Versicherungsbeiträ-
ge derselben Periode. Auf Altersrückstellungen, wie
sie die privaten Krankenversicherungen zur Glättung
der Versicherungsprämien über die Lebensdauer der
Versicherten bilden, wird verzichtet. 

Ökonomisches Problem: Aufgrund der zunehmenden
Alterung unserer Gesellschaft - die Lebenserwartung
der Menschen steigt und die Geburtenrate nimmt ab -
muß dieses Finanzierungskonzept über kurz oder
lang zum finanziellen Kollaps der gesetzlichen Kran-
kenkassen führen. Denn die in einer alternden Gesell-
schaft drastisch ansteigenden Gesundheitsausgaben
müssen von immer weniger jungen Beitragszahlern
finanziert werden. Die Folge ist, daß der gegenwärtige
Beitragssatz von durchschnittlich 14% unausweichlich

deutlich ansteigen wird, mit allen negativen
Konsequenzen für den Arbeitsmarkt. Legt man die
Altersrückstellungen der privaten Krankenversiche-
rungen als Vergleichsmaßstab zugrunde, so besteht
in der gesetzlichen Krankenversicherung schon heute
ein kumuliertes Finanzierungsdefizit von ungefähr 400
Milliarden Euro. 

Lösung: Erforderlich ist die schnellstmögliche Bildung
von Altersrückstellungen in der gesetzlichen Kranken-
versicherung. Alles andere würde eine unzumutbare
Belastung zukünftiger Generationen bedeuten. 

• Arbeitgeberanteil

Gegenwärtige Regelung: 50% des gesetzlichen
Krankenversicherungsbeitrages hat der Arbeitgeber
zu tragen.

Ökonomisches Problem: Der versicherte Arbeitneh-
mer hat meist keine tatsächliche Vorstellung darüber,
wieviel seine Krankenversicherung tatsächlich kostet,
da ihm nur der Arbeitnehmeranteil vom Bruttolohn
abgezogen wird. Ihm wird der Eindruck vermittelt, daß
sein Arbeitgeber sich an den Krankenversicherungs-
kosten und auch an deren Anstiegen hälftig beteilige.
Tatsächlich ist dem jedoch nicht so. Denn der
Arbeitgeber bezieht - bei Erhöhungen und Reduzie-
rungen der Mitarbeiterzahl ebenso wie im Rahmen
von Lohnverhandlungen - den Arbeitgeberanteil in
seine Personalkostenkalkulation mit ein. Ein Anstieg
des Versicherungsbeitrages und damit eine Erhöhung
auch des Arbeitgeberanteils hat unmittelbare
Auswirkungen auf die gesamten Personalkosten und
damit auch auf die zukünftige Zahl der beschäftigten
Arbeitnehmer. Außerdem verringert er den Verhand-
lungsspielraum des Unternehmens im Rahmen von
Lohnverhandlungen. Wenn es den Gewerkschaften
gelingt, trotz gestiegener Krankenversicherungsbei-
träge Lohnerhöhungen im ursprünglich vertretbaren
Maße durchzusetzen, werden Arbeitsplätze vernich-
tet. Wenn dagegen die Lohnerhöhungen beschäfti-
gungsneutral den Anstieg der Versicherungsbeiträge
berücksichtigen, trägt faktisch nicht der Arbeitgeber,
sondern der Arbeitnehmer auch die Belastung aus der
Erhöhung des Arbeitgeberanteils.

Lösung: Der Arbeitgeberanteil ist abzuschaffen. Der
derzeit für den einzelnen Arbeitnehmer anfallende
Betrag sollte steuerlich neutral dessen Bruttolohn
zugeschlagen werden, so daß den Arbeitnehmer zum
Stichtag keine Mehrbelastungen treffen. Spätere
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Anstiege des Krankenversicherungsbeitrages sind
allein vom Versicherten zu bestreiten. Gesamtwirt-
schaftlich hat dies nur Vorteile: Der Arbeitnehmer
gewinnt ein Bewußtsein für die tatsächlichen Kosten
seiner Krankenversicherung. Und eine Erhöhung des
Beitrages trägt er faktisch auch jetzt schon alleine,
wenn sie - was angesichts von vier Millionen Arbeits-
losen auf jeden Fall geboten ist - beschäftigungsneu-
tral über geringere Lohnanstiege kompensiert wird.

• Bemessungsgrundlage der Versicherungs-
beiträge 

Gegenwärtige Regelung: Bis zur Pflichtversicherungs-
und Beitragsbemessungsgrenze von derzeit 3.375 €
im Monat hängt der Versicherungsbeitrag von der
Höhe des Arbeitseinkommens ab. Wer ein höheres
Arbeitseinkommen erzielt, kann sich entweder freiwil-
lig in der privaten Krankenversicherung oder zum
Höchstbeitrag in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung versichern.

Ökonomisches Problem: Lohnabhängige Beiträge
haben mit echten Versicherungsprämien, die sich am
zu versichernden Risiko ausrichten, nichts zu tun. Sie
verhindern, daß die Versicherten zwischen Verträgen
mit unterschiedlichem Versicherungsumfang wählen
können, und schränken so die Möglichkeiten für eine
anreizkompatible Vertragsausgestaltung unnötig ein.
Ein echter Wettbewerb ist unmöglich. Die Überlage-
rung des Versicherungsgedankens mit verteilungspo-
litischen Zielen generiert erhebliche Ineffizienzen.
Überdies wird das Umverteilungsziel immer häufiger
ad absurdum geführt, etwa wenn ein Arbeitnehmer mit
geringem Lohn, aber erheblichen Kapitaleinkünften
nur einen sehr geringen Versicherungsbeitrag zahlen
muß und zu diesem seine nicht berufstätige Ehefrau
auch noch mitversichert ist.

Lösung: Die lohnabhängigen Beiträge sind durch per-
sonenbezogene risikoäquivalente Beiträge zu erset-
zen. Eine kostenfreie Mitversicherung von Familien-
angehörigen ist dabei ausgeschlossen. Damit wird die
Krankenversicherung von Umverteilungszielen be-
freit. Diese können von den bestehenden
Umverteilungssystemen - Steuersystem und Sozial-
hilfe - sehr viel effizienter verfolgt werden. Wer seine
Krankenversicherungsprämie nicht bezahlen kann,
erhält einen staatlichen Zuschuß. Der Übergang von
lohnabhängigen auf personenbezogene Beiträge ist
auch Voraussetzung für die weiteren notwendigen
Reformmaßnahmen.

• Wettbewerb zwischen den Kassen 

Gegenwärtige Regelung: Der Wettbewerb der gesetz-
lichen Krankenkassen um Beitragszahler beschränkt
sich auf die Höhe des Beitragssatzes. Andere Wett-
bewerbsparameter existieren praktisch nicht. Trotz
eines komplexen Risikostrukturausgleichs leiden eini-
ge Krankenkassen unter gravierenden strukturellen
Problemen. 

Ökonomisches Problem: Der gegenwärtige Schein-
wettbewerb zwischen den gesetzlichen Krankenkas-
sen ist nicht in der Lage, die vorhandenen Wirtschaft-
lichkeitsreserven zu nutzen, da elementare Wettbe-
werbsparameter wie der Versicherungsumfang nicht
beeinflußt werden können. Gleichzeitig gelingt es dem
Risikostrukturausgleich trotz erheblichen bürokrati-
schen Aufwands nicht, die Strukturunterschiede zwi-
schen den Krankenkassen auszugleichen und so
einen funktionsfähigen Wettbewerb zu ermöglichen.

Lösung: Ein sinnvoller und funktionsfähiger Wett-
bewerb setzt neben risikobezogenen Versicherungs-
prämien übertragbare individuelle Altersrückstellun-
gen voraus. Nur dann kann ein Versicherter auch
lange nach Abschluß eines Vertrages noch von einer
Versicherungsgesellschaft zu einer anderen wech-
seln, ohne aufgrund seines gestiegenen Alters einen
prohibitiv hohen Beitrag bezahlen zu müssen. Positive
Begleiterscheinung ist dabei, daß der bürokratische
und ineffiziente Risikostrukturausgleich ersatzlos ent-
fallen kann. 

• Selbstbeteiligung der Versicherten

Gegenwärtige Regelung: Die Eigenbeteiligung in der
gesetzlichen Krankenversicherung wird vom Gesetz-
geber vorgeschrieben und ist für alle Versicherten
grundsätzlich gleich. Ihre Höhe richtet sich nach einer
politischen Vorstellung von einer für arme Menschen
gerade noch erträglichen Belastung. Sie ist daher
gering und in die Gestalt absoluter Beträge gekleidet.
Auch eine Trennung von Regelleistungen und Wahl-
leistungen findet offiziell nicht statt.

Ökonomisches Problem: Korrekt bemessene Eigen-
beteiligungen veranlassen den Versicherten, nur sol-
che Leistungen in Anspruch zu nehmen, die er in sei-
nem Eigeninteresse auch für sinnvoll erachtet. Fällt
die Eigenbeteiligung zu gering aus, werden die
Versicherten übermäßige Leistungen auf Kosten der
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Allgemeinheit in Anspruch nehmen. Insgesamt fragt
das Versicherungskollektiv dann Gesundheitsleistun-
gen nach, die mehr Kosten verursachen, als sie den
Versicherten insgesamt wert sind. Darüber hinaus
ignoriert eine einheitliche Selbstbeteiligungsregelung
individuelle Unterschiede im Grad der Risikoaversion
der Versicherten. 

Lösung: Die Versicherten müssen entsprechend dem
Grad ihrer Risikoversion zwischen Verträgen mit
unterschiedlichen Eigenbeteiligungsregelungen wäh-
len können. Wer eine hohe Selbstbeteiligung wählt,
zahlt eine geringere Prämie. Zudem muß grundsätz-
lich die Möglichkeit bestehen, sich für bestimmte
Leistungen nicht zu versichern, also eine Eigenbeteili-
gung von 100% zu wählen. Die Tatsache, daß auch im
gegenwärtigen System private Zusatzversicherungen
für besondere Leistungen abgeschlossen werden
können, entkräftet das Argument, eine Trennung von
Regel- und Wahlleistungen sei in der Praxis nicht
durchführbar.

Die Probleme bei der Alterssicherung 

Die Ausgangssituation
Ähnlich wie dem Gesundheitswesen stehen auch dem
deutschen Alterssicherungssystem die größten
Herausforderungen noch bevor. Die demographische
Entwicklung macht dies offensichtlich. Bis 2050 wird
die Gesamtbevölkerung von derzeit 82 Millionen
Einwohnern voraussichtlich auf etwas über 60 Mil-
lionen sinken. Diese Entwicklung geht einher mit einer
Veränderung der Altersstruktur: Zum einen werden die
Menschen immer älter, zum anderen ist die Zahl der
Geburten zu gering, um eine halbwegs konstante
Alterspyramide zu gewährleisten. Dies hat gravieren-
de Folgen: Kommen derzeit auf jeden über 65-jähri-
gen noch vier Personen im erwerbsfähigen Alter zwi-
schen 20 und 65, so werden es 2050 nur noch zwei
sein. Die daraus resultierenden Probleme für die
umlagefinanzierte Rentenversicherung liegen auf der
Hand. Entweder müssen die Beiträge drastisch erhöht
oder die Rentenzahlungen drastisch verringert wer-
den. Politisch populäre Entscheidungen wird es auf
jeden Fall nicht geben. In kaum einem anderen
Bereich ist eine Langfristausrichtung der Politik so
wichtig wie bei der Alterssicherung. 

Drängender Reformbedarf
Wichtig ist, den unausweichlichen Problemen rasch
entgegenzutreten. Je länger abgewartet wird, desto

größere Schwierigkeiten ergeben sich in späteren
Jahren. Die bisher ergriffenen Maßnahmen reichen
bei weitem nicht aus. Gerade auf politischer Seite ist
mehr Realismus und Ehrlichkeit bezüglich der weite-
ren Finanzierbarkeit des gegenwärtigen Rentenversi-
cherungssystems dringend angebracht. Eine Lösung
kann nur gelingen, wenn alle betroffenen Generatio-
nen ihren Beitrag leisten. Die Last der demographi-
schen Entwicklung darf nicht nur auf die zukünftigen
Generationen abgewälzt werden.

Die drängendsten Probleme und ihre
Lösungen

• Gesetzliche Rentenversicherung 

Gegenwärtige Regelung: Das gesetzliche Rentenein-
trittsalter beträgt 65 Jahre. Aufgrund von Sonderrege-
lungen ist vielfach ein früherer Renteneintritt möglich,
so daß das tatsächliche durchschnittliche Rentenein-
trittsalter deutlich darunter liegt.

Ökonomisches Problem: Während die Lebenserwar-
tung in den vergangenen Jahren stetig zunahm, blieb
die Lebensarbeitszeit, nicht zuletzt auch wegen der
umfassenden Möglichkeiten zur vorzeitigen Verren-
tung, weitgehend konstant. Wenn diesem Auseinan-
derdriften nicht Einhalt geboten wird, ist unausweichli-
che Konsequenz, daß die Beiträge ansteigen oder die
Renten sinken müssen. 

Lösung: Erforderlich ist eine Erhöhung der Lebens-
arbeitszeit. Hier sind drei Wege zu beschreiten.
Erstens muß die Differenz zwischen tatsächlichem
und gesetzlichem Rentenzugangsalter vermindert
werden. Zweitens ist das Berufseintrittsalter zu verrin-
gern; geboten sind insbesondere kürzere Ausbil-
dungszeiten, erreichbar etwa mittels einer durchge-
henden Einführung des Abiturs nach 12 Schuljahren
und mittels durch Studiengebühren motivierter kürze-
rer Studienzeiten. Drittens ist mittelfristig auch eine
Anhebung der gesetzlichen Altersgrenze über 65
Jahre geboten. Darüber hinaus muß den Menschen
schon heute offengelegt werden, daß auch diese
Maßnahmen nicht ausreichen werden, die Rente lang-
fristig auf dem bisherigen Niveau zu halten. Nur dieje-
nigen Menschen, die über das zukünftige Leistungs-
niveau richtig informiert sind, können entsprechende
Gegenmaßnahmen treffen. Die Abkehr der Politik von
zu optimistischen Prognosen ist daher das Gebot der
Stunde. 
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• Private Rentenversicherung 

Gegenwärtige Regelung: Mit der "Riester-Rente"
wurde ein erster - allerdings sehr bürokratischer -
Schritt hin zu einer kapitalgedeckten Alterssicherung
gemacht. 

Ökonomisches Problem: Angesichts der Defizite des
umlagefinanzierten Systems ist ein massiver Ausbau
kapitalgedeckter Elemente geboten. Die "Riester-
Rente" ist zu bürokratisch und wird daher von den
Menschen nicht in ausreichendem Maße angenom-
men. Außerdem ist der Bevölkerung die Schwere des
Problems bislang nicht bewußt.

Lösung: Angesichts der zu erwartenden Absenkung
des umlagefinanzierten Rentenniveaus haben die
Bürger ein Eigeninteresse, sich eine kapitalgedeckte
Zusatzrente aufzubauen. Wichtig sind einfache und
im Zeitablauf konstante Rahmenbedingungen sowie
eine ehrliche Informationspolitik über die Zukunft der
umlagefinanzierten Rentenversicherung. Angesichts
der langfristigen Auswirkungen ist die Rentenpolitik
der denkbar schlechteste Spielplatz für permanente
politische Interventionen. Sollte sich in den nächsten
ein bis zwei Jahren trotz umfassender Informations-
politik kein substantieller Anstieg bei den privaten
Rentenversicherungen einstellen, ist eine Versiche-
rungspflicht - keine Pflichtversicherung! - einzuführen. 
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